
Der Krieg hat seine Erscheinungsform geändert. 
Gestützt auf Resolutionen des UN-Sicherheitsrats 
werden Staatsführungen beseitigt und Gesell-
schaften umgestaltet – die Welt soll friedlicher 
gemacht werden. Doch internationale Einsätze 
mit humanitärem Anspruch entfernen sich zuneh-
mend von ihrem eigentlichen Ziel. Immer drängen-
der werden die Fragen nach Sinn und Zweck lau-
fender Interventionsmissionen, vor allem, weil die 
Zahl der  getöteten Zivilisten steigt. Die internatio-
nalen Vereinbarungen der Staatengemeinschaften, 
die dem militärischen Handeln Grenzen setzen 
sollen, können auf heutige Konfliktsituationen nicht 
mehr angemessen reagieren und bedürfen drin-
gend einer Revision. Gerd Hankel skizziert, wie 
eine solche Revision aussehen könnte.
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I. Die neue Herausforderung oder:
Warum das humanitäre Völkerrecht
revisionsbedürftig ist

Das Recht zu ändern ist gewöhnlich nicht leicht. Zur
»Voreingenommenheit für den status quo«1 kann vor allem
erschwerend hinzukommen, dass die Beteiligten zahlreich
sind, unterschiedliche Machtpositionen innehaben und
folglich dazu neigen, in erster Linie eigene Interessen zu
verfolgen. Das gilt für den nationalen Bereich, wo sich,
von diktatorischen Regimen abgesehen, die verschiedenen
gesellschaftlichen Akteure einigen müssen, und das gilt
noch viel mehr für den internationalen Bereich, wo sou-
veräne Staaten aufeinandertreffen, die äußeren Zwängen
nur sehr zögerlich folgen und Entscheidungsprozesse von
einer Vielzahl von Faktoren abhängig machen.

Wenn hier dennoch für eine Rechtsänderung plädiert
wird, und zwar in einem der schwierigsten, staatlichen
Egoismen besonders zugänglichen Bereich des internatio-
nalen Rechts, dem Recht der bewaffneten Konflikte, ge-
schieht dies aus folgendem Grund: Es ist heute offensicht-
lich und zugleich – blickt man auf Politik und Fachwelt –
nicht offensichtlich genug, dass dieses Recht in wichtigen
Teilen einer Revision bedarf. Mit einem Regelwerk, das
größtenteils vor mehr als einem halben Jahrhundert kodi-
fiziert wurde (die vier Genfer Abkommen stammen aus

1 Vgl. Nolte, Vom Weltfrieden zur menschlichen Sicherheit?,
S. 139.
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dem Jahr 1949) und letztmalig vor mehr als dreißig Jahren
(die Zusatzprotokolle I und II sind von 1977) eine Über-
arbeitung erfuhr, aktuellen Problemen eines bewaffneten
Konflikts begegnen zu wollen, ist, als ob eine nationale
Rechtsordnung dem neuen Phänomen der Internet-Krimi-
nalität mit den alten Vorschriften zum Fernmeldegeheim-
nis Herr zu werden versuchte. Nicht nur, dass die Normen
nicht richtig passen, auch dort, wo dem Rechtsanwender
ein Ermessen eingeräumt ist, überwiegt das alte Vorver-
ständnis und führt zu falschen Entscheidungen bzw. legiti-
miert solche falschen Entscheidungen.

Was darunter im Einzelnen zu verstehen ist und wie
diesem Umstand abgeholfen werden kann, wird in den
nächsten Kapiteln noch dargestellt und erläutert werden.
Zunächst jedoch einige Ausführungen zum Verhältnis
von Krieg und Recht: Wer das Wort Krieg hört, denkt an
Tod, Verletzung, Zerstörung. Bilder von bombardierten
Städten und fliehenden Menschen tauchen auf, von Zivilis-
ten und Soldaten und von einem feindlichen Furor, der
menschlichen Erfindungsreichtum und Perfidie auf die
Spitze treibt. William Howard Russell, einer der ersten
Kriegsberichterstatter der Neuzeit, schilderte in der briti-
schen Times eine Szene aus der Schlacht bei Königgrätz
im Juli 1866 wie folgt: »Eine große weiße Fahne in einiger
Entfernung hinter dem hohen Baum auf dem Hang mar-
kierte ein Feldlazarett. Ein zweites Lazarett befand sich bei
Chlum, ein drittes weiter links. Dies waren die huma-
nitären Symbole der Genfer Konferenz. Wie zum Spott
über die Mildtätigkeit der Menschen, deren Bestreben, die
selbstverantworteten Schrecken des Kriegs zu lindern,
durchaus etwas Heuchlerisches hat, wurden die Orte, an
denen diese Flaggen wehten, im Laufe des Gefechts beson-
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ders gern beschossen. Bald nach Beginn der Schlacht lagen
dort nur noch Tote, und solange in der Hitze der Schlacht
noch etwas zu sehen war, flatterten die Fahnen, als wollten
sie die kriegführenden Philanthropen verhöhnen.«2

Gut einhundert Jahre später fasste Elias Canetti das We-
sen des Krieges in die Sätze: »In Kriegen geht es ums Tö-
ten. […] Möglichst viele Feinde werden niedergeschlagen;
aus der gefährlichen Masse von lebenden Gegnern soll ein
Haufe von Toten werden. Sieger ist, wer mehr Feinde ge-
tötet hat.«3

Mühelos ließen sich noch etliche andere Beispiele fin-
den – auch solche über Kriege, in denen der Verlierer mehr
Feinde getötet hat (Deutschland im Zweiten Weltkrieg, die
Vereinigten Staaten in Vietnam) –, die einen eindringlichen
und anschaulichen Eindruck von den Schrecken des Krie-
ges und dem Zynismus der Kriegführenden vermitteln,
zuletzt und ganz aktuell in den Veröffentlichungen von
WikiLeaks zum Krieg in Afghanistan. Regeln, gar Regeln
mit Rechtskraft und Anspruch auf tatsächliche Beachtung,
scheinen im Krieg offensichtlich keinen Platz zu haben.
Wer diesen Regeln einen solchen Platz dennoch zuweisen
möchte, läuft leicht Gefahr, in russellscher Manier ob sei-
ner weltfremden Naivität milde belächelt zu werden. Es sei
»doch zu verwundern«, schrieb schon Kant in seinem
Traktat »Zum ewigen Frieden«, »daß das Wort Recht aus
der Kriegspolitik noch nicht als pedantisch ganz hat ver-
wiesen werden können, und sich noch kein Staat erkühnt
hat, sich für die letztere Meinung öffentlich zu erklären«.
Der Grund für das Festhalten am Rechtsbegriff auch zu

2 Russell, Meine sieben Kriege, S. 270.
3 Canetti, Masse und Macht, S. 77.
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Kriegszeiten liege darin, so Kant weiter, »daß eine noch
größere, obzwar zur Zeit schlummernde, moralische An-
lage im Menschen anzutreffen sei, über das böse Prinzip in
ihm […] doch einmal Meister zu werden und dies auch
von anderen zu hoffen«.4 Die Existenz dieser Anlage ab-
zustreiten, »das moralische Gesetz […] in uns selbst für
betrüglich anzunehmen, würde den Abscheu erregenden
Wunsch hervorbringen, lieber aller Vernunft zu entbehren
und sich seinen Grundsätzen nach mit den übrigen Thier-
classen in einen gleichen Mechanism der Natur geworfen
anzusehen«.5

Wenn die Geschichte, die Kriegsgeschichte zumal, zwar
deutlich zeigt, dass die Menschen vernunftlos handeln,
spricht das dennoch nicht gegen die Vernunft und die
durch sie freisetzbare Kraft. Denn ein Rechtsfortschritt äu-
ßert sich nicht zwangsläufig in der Geschichte (um noch
einmal aus dem Fundus Kant’scher Erkenntnisse zu schöp-
fen). Dass Kriege immer wieder geführt werden, grausam
geführt werden, bedeutet von daher nicht die Sinnlosig-
keit kriegsrechtlicher Regelungen. Richtiger ist es vielmehr,
Geschichte als Voraussetzung für einen Rechtsfortschritt zu
denken, da zur Vernunft das Bedürfnis gehört, die Bedin-
gungen ihrer Möglichkeiten sicherzustellen.6 Mit ande-
ren Worten und auf den Krieg übertragen: Verträge, die,
weil die Folgen ungezügelter Gewalt für alle Beteiligten
langfristig mehr Nachteile als Vorteile bringen, den Krieg
rechtlich disziplinieren wollen, stellen bereits aufgrund ih-
res Abschlusses einen rechtlichen Fortschritt dar. Daran

4 Kant, Zum ewigen Frieden, S. 17.
5 Kant, zitiert nach Kersting, Kant über Recht, S. 164.
6 Ebenda, S. 168.
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ändert auch ein Rückfall auf das Niveau ungezügelter Ge-
walt während des nächsten Krieges nichts. Die vernunftge-
leitete Idee ist in der Welt und drängt weiter auf ihre Ver-
wirklichung, schrittweise, von schlimmen Rückschlägen
begleitet, jedoch trotzdem mit einer Kraft, die ihre norma-
tive Konkretisierung vor einer Erosion bewahrt. So gingen
die in Regeln gekleideten Vorstellungen von Hugo Gro-
tius, dem Begründer des modernen Völkerrechts, über die
Schonung des Feindes und der Zivilbevölkerung7 trotz des
Dreißigjährigen Krieges und weiterer grausamer Kriege ein
in kriegsrechtliche Verträge wie die Haager Landkriegs-
ordnung von 1899 und 1907. Deshalb auch konnte das
Reichsgericht in Leipzig 1921 in dem Urteil gegen zwei
Oberleutnants zur See, die der gegen Ende des Ersten
Weltkriegs geleisteten Beihilfe zur Beschießung von Ret-
tungsbooten angeklagt waren, erklären, dass das Verbot
der Tötung wehrloser Feinde und Schiffbrüchiger eine ein-
fache und allgemein bekannte völkerrechtliche Regel sei,
über deren Anwendbarkeit keine tatsächlichen Zweifel be-
stehen könnten.8 Und deshalb konnte auch Telford Taylor,
Anklagevertreter in den Nürnberger Nachfolgeprozes-
sen und Kritiker der US-amerikanischen Kriegführung in
Vietnam, zur Kurzbeschreibung der, ungeachtet aller Ver-
stöße, international anerkannten Rechtsmeinung sagen,

7 Nach Grotius sollte u.a. am besiegten Feind keine Rache ge-
nommen werden, denn »rechtliche Männer führen auch mit
schlechten Leuten keinen Krieg auf völlige Vernichtung«;
Kollektivstrafen sowie die Tötung Wehrloser sollten ebenfalls
verboten sein. Vgl. Kirchmann, Des Hugo Grotius drei Bü-
cher über das Recht des Krieges und des Friedens, Bd. II.,
S. 322–345.

8 Vgl. Hankel, Die Leipziger Prozesse, S. 461.
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dass es selbst in Kriegen keine generelle Tötungserlaubnis
gebe. Im Gegenteil sei Kriegshandeln an Gesetze gebun-
den,9 ein Hinweis, mit dem er eine internationale Protest-
bewegung gegen den Vietnamkrieg bestärkte, die ihrer-
seits eine wichtige Etappe auf dem Weg zur Schaffung
eines ständigen internationalen Strafgerichtshofs war, zu
dessen Kompetenzen auch die Ahndung von massiven
Verstößen gegen das Kriegsrecht gehört.

Die gewachsene Sensibilisierung gegenüber Kriegs-
unrecht und das entsprechend gestiegene internationale
Rechtsbewusstsein – dem Statut des Internationalen Straf-
gerichtshofs sind immerhin bis heute 114 Staaten beigetre-
ten (Stand: Dezember 2010) – bilden mittlerweile einen
Maßstab, der die in einem Krieg Handelnden unter star-
ken Legitimationsdruck setzt. Mehr als je zuvor leben
wir in einem weltumspannenden Wahrnehmungsraum, in
dem Informationen blitzschnell die Runde machen, in
dem der Erregungsfaktor der internationalen öffentlichen
Meinung beträchtlich und, lässt er sich durch normative
Ge- oder Verbote untermauern, auch nachhaltig ist und ei-
nen hohen Veränderungsdruck bewirkt. In einer Zeit, in
der die Welt ausweislich der Erhebungen von Instituten
zur Kriegsursachenforschung friedlicher geworden ist,10

stößt Gewalt zunehmend auf Widerspruch. Sogenannte
Kollateralschäden – ein Begriff, hinter dem sich neben der

9 Vgl. Taylor, Nürnberg und Vietnam, S. 40ff.
10 Seit Anfang der 1990er Jahre hat sich die Zahl der Kriege

weltweit um beinahe die Hälfte verringert, vgl. z.B. Arbeits-
gemeinschaft Kriegsursachenforschung an der Universität
Hamburg (http://www.sozialwiss.uni-hamburg.de/publish/
Ipw/Akuf/index.htm) [Dezember 2010].
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Zerstörung ziviler Einrichtungen vor allem die Tötung un-
beteiligter Zivilisten verbirgt – haben ein Skandalisierungs-
potential, das auch weit diesseits der Schwelle zum Kriegs-
verbrechen sehr hoch ist. Das gilt insbesondere dann,
wenn die kriegerischen Gewaltakte entweder Staaten zu-
gerechnet werden können, die von der eigenen Verfassung
her zur Beachtung elementarer Menschenrechte verpflich-
tet sind, oder wenn sie von Staaten ausgegangen sind, die
im Rahmen von humanitären Interventionen aktiv gewor-
den sind, militärische Gewalt also zur Befreiung der Bevöl-
kerung eines Landes von einem despotischen Regime und
zur Durchsetzung menschenwürdiger Lebensbedingun-
gen einsetzen. In dem einen wie dem andern Fall ist der
Widerspruch zwischen eigenem Anspruch und hergestell-
ter Realität groß, mit weitreichenden Konsequenzen für
alle Beteiligten.

Am stärksten betroffen sind die Bevölkerungen, in
deren Dörfern und Städten der Krieg stattfindet. Wo der
militärische Sieg erkennbar nach wie vor oberste Priorität
genießt, führt das dazu, dass militärische Belange grund-
sätzlich höher bewertet werden als humanitäre Erwägun-
gen. Anders lässt sich die hohe Zahl ziviler Toter nicht er-
klären, weder im Gaza-Krieg der Jahreswende 2008/2009,
noch in der Schlussphase des Bürgerkriegs auf Sri Lanka
wenige Monate später. Doch während es sich bei diesen
Kriegen noch um herkömmliche handelt, bei denen es
zuallererst um das klassische Kriegsziel, nämlich den Sieg
geht, stellt sich das Problem bei Militärmissionen mit
humanitärer Zielsetzung, sei sie nun von Anfang an vor-
handen gewesen (Afghanistan) oder später hinzugefügt
worden (Irak), weitaus schärfer. Für die Verheißung einer
besseren Zukunft Tausende, ja Hunderttausende von To-
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ten hinzunehmen, ist eine Politik, die sich selbst diskre-
ditiert. Mit sogenannten »robusten« friedenssichernden
(peace-keeping) Operationen, wie sie in Weiterentwicklung
der klassischen Blauhelmeinsätze (die die Zustimmung der
Konfliktbeteiligten voraussetzten) durchgeführt wurden,
hat dies nichts mehr zu tun, ebenso wenig wie mit den in-
zwischen ebenfalls für zulässig erachteten Peace-Enforce-
ment-Mandaten zur Verhinderung bzw. Beendigung von
staatlicherseits begangenen Massenverbrechen wie Kriegs-
verbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder
Völkermord.11 Aus dem Postulat, im Kampf gegen Ag-
gressoren Partei für die Opfer zu ergreifen,12 ist aus Sicht
der eigentlich zu schützenden Bevölkerungen eine Par-
teinahme gegen diese selbst geworden. Für sie geht es
nicht mehr um die Befreiung von einem diktatorischen,
menschenverachtenden Regime, vielmehr sehen sie sich
als Objekte einer gesellschaftlichen Transformation, die,
fernab vom Ort des Geschehens am geostrategischen
Reißbrett anderer Staaten entworfen, die Grundfesten des
eigenen kulturellen, insbesondere religiösen Selbstver-
ständnisses berühren. Das zivilisatorische »Gute«, das
derart implementiert werden soll, wird als Bedrohung
empfunden, und in einem ursprünglichen Wortsinn ist es
das auch: Die Implementierungsversuche erfolgen be-
kanntlich mittels militärischer Gewalt, die, solange das Ziel
nicht erreicht ist, an Intensität zunimmt und in ihrer Wir-

11 Vgl. die Diskussion um den sog. Brahimi-Report (Bericht
der UN-Sachverständigengruppe für die Friedensmissionen
der Vereinten Nationen – A/55/305, S/2000/809 vom 21. Au-
gust 2000).

12 Vgl. Brahimi-Report, Zusammenfassung der Ziffern 48–64.
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kung oft nicht zwischen Konfliktbeteiligten und Unbetei-
ligten unterscheidet. Die Folge davon ist ein Klima des
Misstrauens, der Angst und der Wut, auf der einen Seite
hervorgerufen durch die vermeintliche oder tatsächliche
Weigerung, die zivilisatorische Botschaft bereitwillig auf-
zunehmen und umzusetzen, auf der anderen Seite durch
die steigende Zahl von Toten und Verletzten, die dem Mis-
sionsobjekt zugemutet werden. Das jeweilige Feindbild ge-
neralisiert und verselbständigt sich. Selbst ziviler Wieder-
aufbau erscheint irgendwann als bloße Maskerade eines
aggressiven militärischen Vorgehens und dient damit in
gleichem Maße der pauschalen Legitimierung tödlicher
Gegengewalt wie das zum Beispiel in Afghanistan häufig
zu beobachtende Phänomen, die bei Angriffen getöteten
Landesbewohner umgehend als Taliban oder Al-Qaida-
Kämpfer zu etikettieren.

In erheblichem Maße betroffen sind aber auch die krieg-
führenden Parteien. Durch den Rückgriff auf die militäri-
sche Stärke als allein zielführende Option geraten sie in
einen Prozess der Radikalisierung, der Auswirkungen auf
die Eigen- und Fremdwahrnehmung hat. Bei einem auto-
ritären Regime wird die Rechtfertigung von zivilen Toten
der Gegenseite zunächst nicht unbedingt größere Schwie-
rigkeiten bereiten. Eine kritische nationale Zivilgesellschaft
gibt es nicht, und die Erwartungen des Auslands sind ge-
ring. Führt dieses Regime jedoch den Krieg gegen Teile der
eigenen Bevölkerung, sind die Toten folglich eigene Staats-
angehörige, droht eher ein Kreislauf von Gewalt und Ge-
gengewalt zu entstehen, der das Land weiter destabilisiert
oder den Frieden, bedingt durch die Hypothek der gewalt-
geprägten Vergangenheit, auf tönernen Füßen stehen lässt.
Weniger autoritäre oder demokratisch verfasste Staaten


